
Gemeinde östringeri 

Landkreis Karlsruhe 

Satzung 

über die 1. Änderung des Bebauungsplanes "im Klingel” 
der Gemeinde östringen. Ortsteil Tiefenbach 

Aufgrund §§ 1,2 und 8 bis 1o des Bundesbaiigesetzes vom 23. Juni 

1960 (BGBl.I S. 341) -BBauG- , §§ 111 Abs. 1, 112 Abs. 1 Nr. 2 . 

der Landesbauordnunq für Baden-Württemberg vora 6. April 1 954 ■ 

(Ges.Bl. S. 151)V^~LB0- in Verbindung mit § 4 der Gemeinceordnung 

für Baden-Württemberg vom 25. Juli 1955 (Ges.Bl.S. 129) hat 

der Gemeinderat der Gemeinde östringen am 4. Februar 1375 die.' 

1 , Änderung des Bebauungsplanes ”Im Klingel” ira Ortsteil Tie- ' 

fenbach als Satzung beschlossen. 

§ 1 

'Gegenstand' der' Änderung . 

Gegenstand der Änderung des Bebauungsplanes sind die zeichneri-. 

sehen Festsetzungen in den Bereichen nördlich und südlich der 

Straße F - F’ sowie ira Bereich der öffentlichen Parkfläche nörd¬ 

lich der Straße D ~ E.' 

§ 2. . .1 

Inhalt’ der' Änderung 

Die zeichnerischen Festsetzungen des Bebauungsplanes vora 12. Juni 

1971 in den in § 1 genannten Bereichen v^erden durch die dieser" 

Satzung als Bestandteil angeschlossenen zeichnerischen Festset¬ 

zungen geändert. 

Im übrigen bleiben die zeichnerischen und schriftlichen Festset¬ 

zungen des Bebauungsplanes vom 12. Juni 1971 unberührt. 
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. ■ § 3 ■. 

: ■ ; ’ ■ Inkrafttreten • ■ 

Diese Satzung wird mit ihrer Bekanntmachung nach § 12 BBauG 

rechtsverbindlich. 

Östringen, den 4. Februar 1975 
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Gemeinde östringen 

Landkreis Karlsruhe 

Begründung 

zur 1, Änderung des Bebauungsplanes ”Im Klingel*' 
in östringen. Ortsteil Tiefenbach 

I. Ällgeitieines- 

Der Bebauungsplan sieht in seiner bisherigen Fassung aui. einem 

Teil der östlichen Hanghälfte im Bereich der S 

rassen- und Reihenhausbebauung vor. Diese Bauf 

den Bäüwilligeh nicht angenommen. Die Gemeinde 

halb veranläßt, wie ira übrigen Baugebiet auch 

traße F - F’ Te- 

orrnen werden von 

sient sxcn dsS"“ 

in diesem Bereich 

freistehende Einzelhäuser auszuweisen. Diese Änderung macn^ ein 

ca. 35 in länge Stichstraße zusätzlich erforderlich. 

Im Zuge' der- Änderung' kann- am Ende dar Straße F -- F' die von der 

Badenwerk AG benötigte Fläche zur Errichtung einer Trafostation 

für die Strömversorgüng des Bäugebietes eingeplant werden. 

Das weiteren-sieht die Ähderungsplanung anstelle der bisher 

'nördlich-'dar' Straße D- ~- E- ausgevriesenen öffentlichen Parkfläche 

ein Wohnbaugr-undstück sowie einen Zufahrtsweg zum anschließenden 

Äckergelände vor. Für diese Parkfläche besteht kein Bedürfnis.; 

bäS vorhandene Gelände wird durch die jetzige Planung bess^er 

genützt. . 

II .: Art' des’ Baiigebeltes' und' Ba-uwelse " ' 

Für die von der Bebauungsplanänderung umfaßten Bereiche gelten 

nunmehr dieselben Festsetzungen wie für die sie bisher urageben 

den Baügebiete.- 

IXI'l Kos-ten '. 

Die überschlägig ermittelten Kosten, welche der Gemeinde aufgrun 

der'Bebaüuhgsplanänderung für städtebauliche Maßnahmen voraus¬ 

sichtlich zusätzlich entstehen, belaufen sich auf 45 ooo.- DM. ' 
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IV. Beabsichtigte Maßnahmen 

Die Bebauungsplanänderung dient als Grundlage für die notwendigen 

bodenordnenden Maßnahmen sowie für die Erschließung. Eine Umlegung 

DEV/. Grtinzregelung im Sinne des Bundesbaugesetzes sirid nicht er¬ 

forderlich, Die im Bebauungsplan vorgesehenen Einzelgrundstücke 

können vielmehr im Meßbriefverfahren geschaffen werden. 

östringenf den 4. Februar 1975 
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